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AUßENBEREICHSSATZUNG DER GEMEINDE STEPENITZTAL 
FÜR EINEN TEILBEREICH IM ORTSTEIL RODENBERG 
 

INHALTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
Aufgrund des § 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 G des 
Gesetzes vom 20.07.2022 (BGBl. I S. 1353), sowie aufgrund des § 5 Abs. 1 der 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) vom 13. Juli 2011, 
verkündet als Artikel 1 des Gesetzes über die Kommunalverfassung und zur Änderung 
weiterer kommunalrechtlicher Vorschriften vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBl. MV S.467) wurde nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Stepenitztal am 
……………….… folgende Außenbereichssatzung der Gemeinde Stepenitztal für einen 
Teilbereich im Ortsteil Rodenberg erlassen: 
 

§ 1 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
(1) Der Bereich der Außenbereichssatzung der Gemeinde Stepenitztal für einen Teilbereich 
im Ortsteil Rodenberg umfasst das Gebiet, das innerhalb der in dem beigefügten Lageplan 
(M 1:1000) gekennzeichneten Abgrenzungslinie liegt. 
 
(2) Der beigefügte Lageplan (M 1:1000) ist Bestandteil dieser Satzung. 
 

§ 2 
Zulässigkeit von Vorhaben 

 
Innerhalb der in § 1 festgelegten Grenzen richtet sich die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit 
von Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB, die Wohnzwecken und kleinen Handwerks- und 
Gewerbebetrieben dienen, nach § 35 Abs. 6 BauGB i.V.m. § 35 Abs. 2 BauGB. Dabei kann 
den Vorhaben nicht entgegengehalten werden, dass sie den Darstellungen des 
Flächennutzungsplanes für Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die 
Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten lassen. 

 
§ 3 

Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
(1) Vorhaben für Hauptnutzungen gemäß § 2 sind nur innerhalb der Grenzen der 
Außenbereichssatzung der Gemeinde Stepenitztal für einen Teilbereich im Ortsteil 
Rodenberg zulässig. 

 
(2) Vorhaben gemäß § 2 sind nur zulässig, wenn sie sich hinsichtlich des Maßes der 
baulichen Nutzung in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen. 

 
§ 4 

Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 
 
(1) Bau- und Kulturdenkmale/Bodendenkmale 
Wenn während der Erdarbeiten archäologische Funde oder auffällige Bodenverfärbungen 
entdeckt werden, ist gemäß § 11 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmale im Lande 
Mecklenburg-Vorpommern DSchG M-V die zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu 
benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des 
Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand 
zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der 
Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die 
Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.  
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Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, 
wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert (§ 11 
Abs. 3 DSchG M-V). 
 
(2) Munitionsfunde 
Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über die 
Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das Plangebiet sind 
gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale 
Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V, Graf-York-
Str. 6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor 
Baubeginn empfohlen. Auf der Homepage www.brand-kats-mv.de ist unter 
„Munitionsbergungsdienst“ das Antragsformular sowie ein Merkblatt über die 
notwendigen Angaben zu finden. 
Gemäß § 52 LBauO M-V ist der Bauherr für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften verantwortlich. Insbesondere wird auf die allgemeinen Pflichten als 
Bauherr hingewiesen, Gefährdungen für auf der Baustelle arbeitenden Personen so 
weit wie möglich auszuschließen. Dazu kann auch die Pflicht gehören, vor 
Baubeginn Erkundungen über eine mögliche Kampfmittelbelastung des Baufeldes 
einzuholen. 
 
(3) Abfall- und Kreislaufwirtschaft 
Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass sowohl von den 
Baustellen als auch von den fertiggestellten Objekten eine vollständige und geordnete 
Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises erfolgen kann. Der 
Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach §§ 10 und 11 Krw-/AbfG zur 
ordnungsgemäßen Entsorgung belasteten Bodenaushubs verpflichtet.  
 
(4) Altlasten 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, welche 
eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, Verlust von 
Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden. Sollte bei den 
Baumaßnahmen verunreinigter Boden oder Altablagerungen (Hausmüll, gewerbliche Abfälle, 
Bauschutt etc.) angetroffen werden, so sind diese Abfälle vom Abfallbesitzer bzw. vom 
Grundstückseigentümer einer geordneten Entsorgung zuzuführen.  
 
(5) Artenschutzrechtliche Belange 
 
Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen 
 
Brutvögel 
Um den Verbotstatbestand der Tötung gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG zu vermeiden, wird 
vorsorglich darauf hingewiesen, dass zum Schutz der Brutvögel eine eventuelle Beräumung 
der Freiflächen im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28./ 29. Februar durchgeführt werden sollte.  
 
Amphibien und Reptilien 
Um den Verbotstatbestand der Tötung gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG zu vermeiden, wird 
vorsorglich darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten darauf zu achten ist, dass 
hineingefallene Tiere (Amphibien, Reptilien usw.) aus Gruben/Vertiefungen zu entfernen 
sind. 
 
Gehölzschnitt und Gehölzbeseitigung 
Der Schnitt oder die Beseitigung von Gehölzen darf gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis zum letzten 
Tag im Februar durchgeführt werden. Ausnahmen können auf Antrag von der zuständigen 
Naturschutzbehörde zugelassen werden.  

 
 
 

http://www.brand-kats-mv.de/
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(6) Gehölzschutzmaßnahmen 
Zum Schutz und Erhalt von Bäumen sind im Rahmen von Leitungsverlegungen sowie der 
Errichtung der baulichen Anlagen die aktuell geltenden, gesetzlichen Bestimmungen und 
Richtlinien einzuhalten und ggf. erforderliche Schutzmaßnahmen umzusetzen. 
 
(7) Gewässerschutz 
Im Rahmen der Planungsphase bzw. Baumaßnahme evtl. aufgefundene Leistungssysteme 
(Meliorationsanlagen in Form von Drainagerohren oder sonstige Rohrleitungen) sind 
ordnungsgemäß aufzunehmen, umzuverlegen bzw. anzubinden. 
 
(8) Verwendung von Pflanz- und Saatmaterial 
Hinsichtlich der Verwendung von Pflanz- und Saatmaterial wird auf den § 40 Abs. 1 
BNatSchG verwiesen. Dies ist durch entsprechende Zertifizierungen des Pflanzmaterials 
nachzuweisen.  
 
 

§ 5 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt mit Ablauf des Tages der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Ausgefertigt: Stepenitztal, den…………..…..… 2023    (Siegel) 
 
 
 
………………………………………. 
Peter Koth 
Bürgermeister 
der Gemeinde Stepenitztal 


